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. 40 JAHRE GÖSGEN-PROTESTE 

Experten fordern Verhaltenskodex in den Klassen 

VON YANNICK NOCK haltensvertrag verhindert werden, Die P1;oteste gegen das Atomkraftwerk 

UND ANDREAS MAURER glaubt der Dozent. Gösgen haben 1977 ~inige heute aktive 
Gemäss Bandli sind ein Prozent aller links-grüne Solothurner Politiker po-

Nach dem Suizid eines 131ährigen Mäd- Schüler äusserst gewaltbereit, darunter litisiert. Anlässlich.des 40. Jahrestags 
chens :;ms Spreitenbach AG fordern Bil- fällt auch Extrem-Mobbing wie im Fall der Protest~ haben sie sich h~uer 
dungsexperten die Schulen zum Han- des 13-jährigen Mädchens, das sich mehrfach eripnert. Weniger zur 
deln auf: «Mobbing ist eine Form der nach Beleidigungen und Drohungen im Sprache gekommen ist· die andere 
Gewalt, jedem muss ldar sein, dass eine Netz das Leben nahm. Bei 921000 Kin- Seite. In dieser Zeitung erinnert sich 
Nulltoleranz herrscht», sagt Otto Bandli, dem und Jugendlichen, die derzeit die nun Gottfiied Wyss. Als Regierungsrat 
Dozent an der Pädagogischen Hoch- obligatoi:ische ,Schule besuchen, sitzen war ei: damals für den Einsatz gegen 
schule Zürich und Spezialist für Gewalt damit über 9000 Problemschüler in die Demonstranten mitverantwort-
an Schulen. Er rät deshalb allen Leb- Schweizer Klassenzimmern. lieh. Der 96-Jährige, dessen Erinne-
rern zu einem verbindlichen Vertrag Kritiscli gegenüber der Praxis an den rung hellwach ist, ist einer der letzten 
mit ihren Schülern. «In den !Gassen Schulen ist auch Philipp Ramming, Prä- lebenden Zeitzeug~n, die damals 
sollte ein Verhaltenskodex erarbeitet sident der Vereinigung für IGnder- und Verantwortung trugen. Er erzählt 
werden, den alle unterschreiben.» Dar- - Jugendpsychologie. Die Medienpädagogik von einer SP, die an die Atomlo.-aft 
in enthalten sind Respekt, Selbstreflexi- sei falsch ausgerichtet, sagt er. Es gehe glaub,te. Als es in Gösgen heikel zu 
on und Zivilcourage. Viele Fälle von Cy'. Zl). stark um die Nutzung der Geräte werden drohte, fuhr er den Demon-
be,mobbffig könnten dtinTI eine~ Ve,- Und ,u i~e,,;g um Inhalte. Seite 6 r / stranten entgegen. Seite 29 

.\• < '-· 

Inde1 
Stern, 
Lamp 
Seite26/2' 

Solod 
mitdi 

-Schri1 
Seite31 

Wirtl 
über: 
undI 
Seite33 

ZurE 
der B, 
von3 
«Esfe 
nötW( 
Ernst 
Christian 

Solllill~~1f if 111111111 
9 772504 30~ 

t': 



/f 
l(ind r ollenl(od unt rs 
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Nach Suizid: Mobbing-Spezialist fordert alle Schulen auf, verbindliche Verhaltensverträge einzuführen 

VON YANNICK NOCK 
UND ANDREAS MAURER 

Wegen des Suizids einer 13-Jährigen aus 
Spreitenbach AG geraten die Schulen unter 
Druck. Wie konnte es sein, dass die Lehrer 
die Zeichen nicht frühzeitig erkannt hatten? 
Wie konnte es sein, dass die Schulleitung 
nicht eingegriffen hat? Bevor sich das Mäd­
chen das Leben nahm, wurde es im Inter­
net gernobbt, beleidigt und bedroht. Gehol­
fen hat der 13-Jährigen kaum jemand. 

Dabei ist Cyberrnobbing kein neues Phä­
nomen. Es ist längst Alltag im Leben der 
Schülerinnen und Schüler. Trotzdem tun 
sich Lehrer wie Schulleiter noch immer 
schwer damit, da die Beleidigungen oft 
ohne ihr Wissen und ausserhalb des I<las­
senzirnrners stattfinden. Eine bisher kaum 
beachtete Methode könnte nun aber Abhilfe 
schaffen. Otto Bandli, Dozent an der Päda­
gogischen Hochschule Zürich, bildet seit 
über 15 Jahren angehende Lehrkräfte aus. 
Er ist Experte für Gewalt und Mobbing an 
Schulen. «Lehrer haben grossen Einfluss 
darauf, wie I<lassenkarneraden miteinander 
umgehen», sagt er. Dieser Einfluss gehe 
über das Schulgelände hinaus. «Mobbing ist 
eine Form der Gewalt, jedem muss klar 
sein, dass eine Nulltoleranz herrscht.» Er 
rät deshalb allen Lehrern zu einem verbind­
lichen Vertrag mit ihren Schülern. «In den 
!<lassen sollte ein Verhaltenskodex erarbei­
tet werden, den alle unterschreiben.» 

Das steht 
im Kodex 
Der Verhaltens­
vertrag aus der PH 
Zürich besteht aus 
drei Leitlinien: 
> «Wir verpflichten 
uns zu einem fairen, 
respektvollen und 
offenen Miteinan­
der, im Klassen­
zimmer wie auch 
im Internet.» 
> «Wenn einer von 
uns mitbekommt, 
wie ein anderer 
per Handy, Internet 
oder SMS terrori­
siert wird, dann 
schauen wir nicht 
weg, sondern hel­
fen, indem wir uns 
dafür interessieren 
und den anderen 
dazu ermutigen, 
Cyber-Mobbing zu 
melden.» 
> «Wir überprüfen 
unsere eigenen 
medialen Nutzungs­
gewohnheiten auf 
unfaires Verhalten 
und denken dar­
über nach, was es 
für einen Menschen 
bedeutet, über 
einen längeren Zeit­
raum (oft anonym), 
fertiggemacht zu 
werden.» 

Bandli nennt drei Kernpunkte des Ver­
trags: Erstens sollen sich die Schüler zu 
einem respektvollen Umgang im I<lassen­
zimrner und im Internet verpflichten. Zwei­
tens ist Zivilcourage gefragt: Wer Mobbing 
erlebt oder beobachtet, soll es melden. Und 
drittens müsse jeder Schüler sein eigenes 
mediales Verhalten reflektieren. Die Kinder 
sollen sich fragen, was es für einen Men­
schen bedeute, wenn er über längere Zeit 
fertiggernacht werde. «Viele Fälle von Cyber­
rnobbing könnten so verhindert werden», 
ist Bandli überzeugt. Es gibt bereits Schu­
len, die den Verhaltenskodex eingeführt 
haben, wie das Luzerner Mittelschulzent­
rum. Doch das ist die Ausnahme. «Alle schu­
len würden davon profitieren», sagt Bandli. 

Für Lehrer schwierig zu erkennen: Schüler beleidigen ihre Klassenkameraden heute weniger im Unterricht, sondern im Internet. Getty Images 

9000 Problemkinder in Schulen 
Kritisch gegenüber der bisherigen Praxis an 
den Schulen ist auch Philipp Ramrning, 
Präsident der Schweizerischen Vereinigung 
für Kinder- und Jugendpsychologie. Die 
heutige Medienpädagogik sei falsch ausge­
richtet, sagt er. Es gehe zu stark um die Be­
nutzung der Geräte und zu wenig um In­
halte. Es genüge nicht, wenn Lehrer warn­
ten, dass man keine Nacktbilder verschi­
cken oder in sozialen Netzwerken posten 
solle. Die zentrale Botschaft müsse eine 
andere sein: «Es gibt keinen Unterschied, 
wie man sich auf der Strasse oder im Inter-

net zu benehmen hat», sagt er. «Das vermit­
teln die Schulen heute noch viel zu wenig.» 
Ausserdem würden Eltern erst dann Unter­
stützung suchen, wenn das Leiden der Kin­
der schon zu gross geworden sei. 

Gemäss einer ETH-Studie ist rund die 
Hälfte der Jugendlichen mindestens einmal 
von Cyberrnobbing betroffen. Mit der Zahl 
der Kinder, die ein eigenes Srnartphone 
besitzen, haben auch Beleidigungen im 
Netz zugenommen. Zwar macht der neue 
Lehrplan 21 das Problem explizit zum 
Pflichtstoff, doch mit ein paar Lektionen 
ist es laut PH-Dozent Bandli nicht getan. 
«Der Umgang in und ausserhalb des I<las-

senzimrners muss das ganze Schuljahr über 
Thema sein.» Gemäss Bandli sind ein Pro­
zent aller Schüler äusserst gewaltbereit, 
darunter fällt auch Extrem-Mobbing wie im 
Fall des 13-jährigen Mädchens. Bei 921000 
Kindern und Jugendlichen, die derzeit die 
obligatorische Schule besuchen, sitzen 
damit über 9000 Problemschüler in 
Schweizer I<lassenzirnrnern. 

«Wir müssen alles tun, damit ein solcher 
Fall nicht mehr vorkommen kann.» Neben 
der Sensibilisierung in den !<lassen für 
Cyberrnobbing und schulinternen Weiter­
bildungen für Lehrer spricht sich Zernp 
deshalb für die Stärkung der Sozialarbeit 
an Schulen aus. Dadurch hätten Kinder -
aber auch Lehrer und Eltern - eine zusätz­
liche Anlaufstelle. 

Sozialarbeiter könnten helfen 
Deshalb sind weitere Massnahmen gefragt. 
«Es ist traumatisch, was passiert ist», sagt 
Beat Zernp, Präsident des Schweizer Lehrer­
verbandes, über das 13-jährige Mädchen. 

«Mobbing muss aus der Tabuzone raus», 
sagt Beat Zernp. Zu oft würden sich Opfer 
zurückziehen, statt die Probleme anzu­
sprechen und sich zu wehren. Zu oft 
würden I<lassenkameraden schweigen. «Das 
versuchen wir zu ändern.» ./ 

Wer l{auft Daniel M. frei? Einfache USA-Einreise: 
1200 Anträge bewilligt 

Der angeklagte Spion muss 
in einer Woche 50 000 Euro 
für seine Freilassung 
auftreiben. Er sammelt in 
seinem Umfeld. 

VON ANDREAS MAURER 

Daniel M. (54) machte eine steile Kar­
riere. Zuerst war er Polizist, dann wech­
selte er in die Sicherheitsabteilung der 
UBS und zuletzt arbeitete er als freier 
Mitarbeiter für den Schweizer Nachrich­
tendienst des Bundes (NDB). Doch reich 
wurde M. damit nicht. Er besitzt keine 
50 000 Euro, wie sein Anwalt Valentin 
Landmann bestätigt. Diese Summe 
muss M. bis zum kommenden Donners­
tag auftreiben, um aus der Untersu­
chungshaft entlassen zu werden. Ge­
mäss Strafverteidiger sucht M. nun in 
seinem Umfeld nach Geldgebern. 

Landmann findet, dass eigentlich 
die Schweiz ihren Spion aus dem 
deutschen Gefängnis freil<aufen sollte: 

Daniel M. im Gerichtssaal. Keystone/Getty 

«Es kam noch nie vor, dass der Nach­
richtendienst einen seiner Mitarbeiter 
derart im Regen stehen liess. Es würde 
die Schande der Schweiz schmälern, 
wenn sie nun endlich zu ihm stehen 
würde.» Landmann weiss aber, dass 
seine Forderung unrealistisch ist. Er 
blitzte schon ab, als er den NDB um 
die Übernahme der Verteidigungskos­
ten gebeten hatte. 

Die Zahlung der 50 000 Euro ist 
eine Bedingung des Oberlandesgerichts 
Frankfurt und der deutschen General­
bundesanwaltschaft, damit ein Deal 

zustande kommt. M. kann sich einen 
langwierigen Prozess ersparen, wenn 
sich die Parteien auf eine sogenannte 
verfahrensbeendende Absprache eini­
gen. Beim Geld handelt es sich um eine 
Bewährungsauflage, die in der Staats­
kasse bleiben wird. Es genügt nicht, 
wenn er zusichert, dass er den Betrag 
zahlen werde. Die Summe muss bis 
Donnerstag in der Gerichtskasse ein­
gegangen sein. Zusätzlich wird M. die 
Verfahrenskosten bezahlen müssen. 

Richter besteht auf Zahlung 
Die deutsche Bundesanwaltschaft geht 
davon aus, dass M. vorn NDB 90 000 
Euro für die Finanzierung von Spiona­
geal<tivitäten in Deutschland erhalten 
hat. Damit soll er unter anderem einen 
Beamten der Finanzverwaltung besto­
chen haben. Beim Prozessauftalct am 
Donnerstag sagte der Richter, es sei 
wesentlich, dass ihm dieser Betrag 
weggenommen werde, wie auch im­
mer. Es könne nicht sein, dass jemand 
verurteilt werde, aber dennoch fman­
ziell von einer Tat profitiere. 

Wer schon einmal in die USA geflogen 
ist, kennt das Bild: Bei der Einreise am 
Flughafen heisst es erst mal Schlange 
stehen, bevor man beim Bundesbe­
amten die ausgefüllten Einreisefor­
mulare abgibt und die Fingerabdrücke 
gescannt werden. Pro Jahr reisen rund 
340 000 Schweizer in die USA. 

Diese Tortur fällt weg für Mitglieder 
des «Global Entry»-Programrns, wel­
ches die USA verschiedenen Ländern 
für ein beschleunigtes Verfahren bei 
der Passkontrolle anbieten. Teilneh­
mer können automatische Kontroll­
barrieren an US-Flughäfen benutzen. 
Seit Februar nimmt auch die Schweiz 
an «Global Entry» teil. Dies hatte der 
Bundesrat beschlossen, nachdem die 
US-Botschaft der Schweiz bereits 2012 
eine Vereinbarung angeboten hatte. 

Der Andrang ist gross, wie eine 
Anfrage beim Bundesamt für Polizei 
(Fedpol) zeigt, das für die polizeili­
che Bearbeitung der Anträge zustän­
dig ist. «Seit Februar haben wir rund 

1200 Prüfungen durchgeführt», sagt 
Fedpol-Sprecherin Cathy Maret. Alle 
Anträge seien positiv bewertet wor­
den. «Nach einem anfänglichen Hoch 
mit bis zu 60 Anträgen pro Tag, sind 
die Anträge nun seit einigen Monaten 
bei 5 bis 10 Anträgen pro Tag stabil.» 
Vor allem vielreisende Geschäftsleute 
seien am «Global Entry»-Prograrnrn 
interessiert. Die Antragsgebühr dafür 
beträgt 100 Franken - egal, ob das Ge­
such angenommen wird oder nicht. 

Für eine Teilnahme muss der An­
tragsteller von der Bundespolizei als 
«Low Risk Travelen> eingestuft wer­
den, also dass von ihm kein Risiko 
ausgeht. Danach folgt eine weitere 
Überprüfung durch die US-Behörden. 
Wie viele von den 1200 Anträgen de­
finitiv angenommen wurden, sagt 
die US-Botschaft in Bern nicht. Eine 
vorn Bund in Auftrag gegebene Studie 
zeigt, dass in der Schweiz 2000 Per­
sonen am «Global Entry»-Prograrnrn 
interessiert sind. BENJAMIN WEIN MANN 


